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Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
 
 
Zum gegenständlichen Verordnungsentwurf gibt die Bezirkshauptmannschaft Murtal 
nachstehende Stellungnahme ab: 
 
Zu § 8 (1) Z 2: Die Beibringung von Einkommensnachweisen durch Pflegepersonen zum 
Ausschluss von existenzbedrohenden Schulden ist zu hinterfragen, weil aus der 
Einkommenssituation von Pflegepersonen kein Rückschluss auf etwaige vorhandene Schulden 
gezogen werden kann. 
 
Zu § 8 (4): Die Notwendigkeit zur Beiziehung eines Bausachverständigen zur Prüfung, ob 
ausreichend Wohnraum vorhanden ist, möge unterbleiben, da diese Frage auch ohne die 
Expertise eines Sachverständigen beantwortet werden kann. Sollte der Sachverständige weitere 
Fragen prüfen müssen, müssten sich diese Fragen in der Verordnung wiederfinden. 
 
Zu §§ 16,17: Die Begrenzung der Gesamtkosten mit jenen laut Anlage 2 der DVO als 
Voraussetzung für die Gewährung eines Kostenzuschusses für Psychotherapie und 
psychologische Behandlung bedeutet, dass für Leistungen, deren Gesamtpreis diesen Wert 
übersteigt, überhaupt kein Zuschuss geleistet wird. Diese Folge erscheint kontraproduktiv.   
 
Zu § 18 (1): Als Voraussetzung zum Kostenzuschuss  zur interdisziplinären Frühförderung wird 
angeregt, dass diese durch die Amtspsychologie und/oder die Sozialarbeit befürwortet wird. 
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Zu § 19: Zum Nachweis, welche der beiden Varianten in Anspruch genommen wird, sollte von 
den Parteien eine Bestätigung des Anbieters vorgelegt werden müssen. 
 
Wir ersuchen höflich um Kenntnisnahme. 
 
 
 

Mit freundlichen Grüßen!  
 

Für die Bezirkshauptfrau 

 
(Mag. Walter Joast) 


